Mehrere Grundrechte sollen angeblich verletzt sein





In letzter Minute wollen die Kläger die Zahlung an Griechenland stoppen

Inhaltlich berufen sich die Beschwerdeführer auf mehrere Grundrechte. So sei ihr Wahlrecht verletzt (Artikel 38 Grundgesetz). Denn die Abgeordneten hätten mit ihrer Zustimmung zum Gesetz die demokratischen Grenzen für die Übertragung von Hoheitsrechten auf die EU verletzt, die ihnen die Verfassungsrichter im „Lissabon-Urteil“ gesetzt hätten. Zugleich seien die Parlamentarier damit aus den Regeln des „Lissabon-Vertrags“ ausgebrochen, der eine gegenseitige Finanzhilfe verbiete. Ferner sehen die Kläger ihr Grundrecht auf Eigentum verletzt (Artikel 14), weil die EU nun keine Stabilitätsgemeinschaft mehr sei, sondern eine „Inflationsgemeinschaft“.

Verletzt sind nach Ansicht der Kläger ferner die allgemeine Handlungsfreiheit (Artikel 2) und das Sozialstaatsprinzip. Zudem habe die EU nun die Schwelle zum Bundesstaat überschritten. Damit verliere Deutschland jedoch seine eigene Staatlichkeit, was nach Artikel 146 Grundgesetz nur durch eine Volksabstimmung beschlossen werden könne.

Fraglich ist allerdings, ob einzelne Bürger überhaupt gegen die Finanzhilfen klagen dürfen. Verfassungsbeschwerden gegen ein Gesetz sind nur unter engen Voraussetzungen möglich. Schon an dieser Hürde der Zulässigkeit könnten die Verfassungsrichter, die für ihr „Lissabon-Urteil“ vielfach der Europafeindlichkeit bezichtigt wurden, die Einsprüche scheitern lassen. Vielleicht leiten sie den Fall aber auch zur Entscheidung an den Europäischen Gerichtshof weiter. Mit dem betont Karlsruhe zwar gerne sein „Kooperationsverhältnis“. Diesen Schritt hat es aber bislang noch nie getan.
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